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Einige Bemerkungen zur Lehre von der Legttimation 
außerehelicher Kinder durch nachfolgende Ehe der Eltern. 
Von Dr. Ernſt Baron Exterde. 


Das römiſche Recht ausbildend, ordnete das canoniſche Recht 
an, daß die unehelich erzengten Kinder durch die nachfolgende Ehe 
der Eltern, und zwar von Rechtswegen, ſelbſt gegen den Willen der 

Kinder, legitimirt werden, d. h. ganz in das juriſtiſche Verhältniß 
eines ehelichen Kindes treten. Das öſterreichiſche Recht ($. 161 des 
allg. bürgl. G. B.) Spricht ſich über die Legitimation unehelicher 
Kinder durch nachfolgende Ehe wie folgt, aus: „Kinder, welche außer 
der Ehe geboren und durch die nachher erfolgte Verehelichung ihrer 
Eltern in die Familie eingetreten find, werden unter die ehelich er⸗ 
zeugten gerechnet (nur können fie den in einer inzwiſchen beſtandenen 
Ehe erzeugten ehellchen Kiudern die Eigenſchaft der Erſtgeburt und 
andere bereits erworbene Rechte nicht freitig machen). 

Werden nun für ein Kind in einer beſtimmten Familie die Rechte 
eines ehelichen Kindes in Anfpruch genommen, ſo ſind drei Thatum⸗ 
ſtände zu erweiſen, erſtlich, daß das Kind von der Frau, die ſeine 
Mutter fein foll, geboren wurde; zweitens, daß dieſe Frau mit dem 
Manne, der fein Vater fein ſoll, durch die Ehe verbunden iſt oder 
war, und drittens, daß das Kind von dieſem Manne mit dieſer Frau 
auch wirklich erzeugt worden iſt.“) 


*) Ein Eingetretenfein des Kindes in den Familienverband, das Fami⸗ 
lienleben der Eltern erscheint nicht erforderlich, Unter Famitie, werben die 
Ehegatten mit allen ihren ehelichen Abſtemmiingen verltanden, und Kinder, 
welche außer der Che geboren wurden, treten (wenn dies ſactiſch oder rechtlich 
überhaupt ſich nicht als unmöglich darſtellt) durch die ſpätere Berehelſchung 
der Eltern ipse jure in bie „Famiſte“. Der Eintritt in die Familfe it hier 
eine unwillkürliche Folge der Ehe. (88. 40, 161, 44 und 15 bes a. b. G. B.) 


ur werben saulgl Sersäat. — Wiclsmieilsatn, ges cht etfiegell, Hand Seel 


Der Legitimationsproceß wird vor den politiſchen Behörden ge⸗ 
führt. Grund iſt, daß die in Rede befangene Legitimation, wenn fie 
auch wichtige privatrechtliche Wirkungen hat, als ein öffentlich recht⸗ 
liches Inſtitut dafleht, und daß die Regelung des Statusrechtes des 
Kindes, um deſſen Legitimationsanerkennung es ſich handelt, weil Fa⸗ 
milienſtand, Namens veränderung, Heimathrecht u. |, w. Einrichtungen. 
find, die die öffentliche Ordnung weſentlich intereſſiren.“) Formell for 
dann bildet den Schlußſlein des Verfahrens die Rectification der Geburts⸗ 
regiſter, des Tauſ⸗(Geburts⸗)buches. Die Matriken aber unterliegen 
dem Eingriffe und der Controlle der politiſchen Verwaltung. **) 

Was im Legitimationsproceſſe zu beweifen iſt (thema probandum) 
haben wir vorhin angeführt. Jetzt kommen die Beweſsmittel zu erörtern. 

Der erſte Punkt, daß nämlich das Kind von der Frau, die ſeine 
Mutter fein ſoll, geboren wurde, kann durch den Beſitzſtand, die Er⸗ 
klarung der Eltern in Verbindung mit dem Taufſchein, durch Zeugen 
(Geburtshelfer, Hebammen u. ſ. f.) und andere Behelfe dargethan 
werden. Der zweite Thatumſtaud: daß dieſe Frau mit bem Manne, 
der des Kindes Vater fein ſoll, durch die Ehe verbunden war, oder 
iſt, wird durch die Trauungsbücher, Ehepacten oder Trauuugszeugen 
erbracht. Der dritte dahin lautende Punkt, daß das Kind von diefem 
Manne mit dieſer Frau auch wirklich erzeugt worden ift, wird durch 
dat Geſtändniß der Eltern gewiß gemacht. Diefer Beweis hat in dem 
Falle gar keine Schwierigkeit, wenn der unehelſche Vater über mit 
zwel Indenkltätszeugen geſchehenes Anlangen berelts in das Geburts- 
buch ***) durch den Matrifenführer eingetragen ward. Schwierig aber 
wird die Angelegenheit, wenn im Legitimatonsverfahren der Vater 
ſich nicht als Vater bekennt oder bekennen will. f) 

) Daß die „egitimgtion durch Begünstigung des Landesfürſten“ (8. 162 
des a. b. G. B.) bei den Gerſchten beamthanbelt wirg, beruht auf pojitiven 

ſehen, und hat feine Ursache darin, daß man bar ce Meile geglaubt 
11 hier Acte der Jurisdictio voluntaria (bes aheligen Richteramtes) 

% Mayerhofer, Handbuch für den polilifchen Verwaltungsdienſt XL IV, 
jagt: „Was die Frage anbelangt, welcher Behörde die Amts hanblung in biejer 
Beziehung (legitſwatſo per subsequens mafrimonium) zufteht, fo iſt hiebei 
vor Allem darauf hinzuweiſen, daß die Legitimation durch nachfolgende Che 
ber Eltern bei dem Vorhandenſern der Thatſache, daß die Eltern des unehe⸗ 
lichen Kindes ſich geehlicht haben, ſchon kraft bes Geſetes eintritt, und daß es 
ſich daher in dieſem Falle um kein eſchterliches Erkenntulß, ſondern einfach um 
die Conſtatirung der Thatſache der Verehlichung und auf Grundlage derſelben 
un Berichtigung des Taufbuches handelt, und daher in den nolitifchen 
Wirkungskreis fällt.“ 

) Die auf Angaben der (außerehelichen) Mutter erfolgte Einſchreibung 
des väterlichen Namens in das Tauf⸗ oder Geburtsbuch macht nur daun einen 
vollſtändigen Beweis, menn die Einschreibung nach der nejehlichen Vorſchrlft 
mit Einwilligung des Vaters geſchehen, und dieſe Einwelligung durch das 
Zeugniß des Seelſorgers und des Pathen mit dem Beiſahe, daß er ihnen von 
Perſan bekannt fei, beſtätigt worden if. (8. 164 des a. b. G. B.) Vergl. 
übrigens Ball. Patent vom 20. Februar 1784 über die Führung der Gehurkse, 
Trauungs⸗- unde Sterberegiſter Rropalſcheack ſcce G. S. Bd. 6). Kaif, Patent 
vom 16. October 1787, Nr. 734 J. G. S., vorzüglich aber die mit Hofdecret 
vom 21. October 1813, 3. 16350, hingusgegebene Inſtruclion für die Seel: 
ſorger und Führer der Geburssbücher. (Pol. Geſ. S. Bd. 41.) 

+) It der uneheliche Vater bereits verſlorben, und wurde er als unehe- 
licher Vater das legitimirten Kindes in das Taufbuch nicht eingetragen, ja ſind 


90 
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Legilimationsanerkennung und Berichtigung des Taufbuches 12555 zu Wege 
zu bringen, aber mit einem vorausgegangenen Gioikpeocejje, in welchem dem 


Bei dieſer Eventualität muß das Adminiftvativnerfahren ſogleich 
aufhören und der Legitimationsimpetrant (Kind. Mutter oder Vormund 
des Kindes) angewiefen werden, vorgängig dle Paternitätsklage (8. 163 
des allg. bürgl. G. B.: „Wer auf eine in der Gerichtsordnung 
vorgeſchriebene Art Überwiefen wird, daß er der Mutter eines Kin⸗ 
des ꝛc.) zu erheben.“) Mit einem ſiegreichen rechtskrüftigen Urthelle 
kann nun ſpäter der Legitimationsimpetrant das Beweisfactum, daß 
das Kind auch wirklich don dieſem Manne mit dieſer Frau erzeugt | 
ſei, erbringen und der Mann würde mit dem Einwande, daß er zwar 
in Folge des eivilgerichtlichen Urtheils als Vater präſumirt werde, 
aber doch in der That nicht Vater ſei, und daß er ſich der Berichti⸗ 
gung des Taufbuches widerſetze, nicht ſchützen können. Denn das gericht⸗ 
liche Urtheil kann nur keine Affection und keine ethiſchen Beziehungen 
des Vaters zum Sohne erzeugen, aber die Thatſache, daß der Vater 
jurſſtiſch als Vater gilt, ſchafft es. Paternitätsklage ift eben diejenige 
Klage, womit ein uncheliches Kind eine beſtimmte Perſon als ſeinen 
Vater in Anſpruch nimmt (Unger, Syſtem des bſterrelchiſchen Privat⸗ 
rechtes, Bd. 1, Seite 196); und die gerichtlichen Urtheile haben 
meiſt die Foſſung: „K ſei ſchuldig, die Voterfchaft anzuerkennen.“ 

Uebrigens iſt bemerkenswerth, daß das bürgerliche Geſetzbuch die 
von deu Praktikern jo benannte fietio retrotractiva nicht kennt. Das 
heißt, es nimmt bei der flattfindenden Legitimation uicht au, als 
hätten die Eltern ſchon zur Zeit der Geburt des Legitimirten in der 
Ehe gelebt. Vielmehr wird erſt mit dem Momente der Legitimation | 
das Kind unter die ehelich erzeugten gerechnet. 

Wie ſchon erwähnt wurde, bildet den Schluß des politiſchen Ver⸗ 
fahrens der Ausſpruch der Berſchtigung des Taufbuches. Der Staat 
will, daß in den Statusverhältniſſen Wahrheit und Klarheit beſtehe. 

Auch die Gemeinden wünſchen das. 

Der F. 6, Alineg 3, des Geſetzes vom 3. December 1863, R. 
G. B. Z. 105, verfügt: „Legitimirte Kinder (inſoferne fie micht eigen⸗ 
berechtigt Find) werden in jener Gemeinde heimakhberechtigt, in welcher 
ihr Vater zur Zelt der ſtattfindenden Legitimation das Heimathrecht 
beſitzt“ Die Gemeinden haben ein begreifliches Intereſſe daran, zu 
wiſſen, wer zu ihnen zuſtändig iſt, und warum und ſeit wann er es iſt“ “) 

Endlich haben die Gerichte als Pflegſchaftsbehörden ein Intereſſe 
daran, daß ein Pflegbeſohlener unehelicher Abſtammung legitimirt 
werde. Vormund und Obervormund haben vornehmlich für die Perſon 
des Puplllen zu ſorgen. Tutor personae datur. Die Vormundſchafts⸗ 
verwaltung der Gerichte geht darauf hinaus, Bedacht zu nehmen, 
daß in der Vormundſchaft Das geſchehe, was im concreten Falle das 
Wohl des Mündels gebietet. (Lorenz Stein, Verwaltungslehre 4. Theil, 
Pflegſchaftswefen.) 

Selbft die politiſchen Behörden, welche Sorge tragen müffen, 
daß Vormundebedürftige einen Vormund bekommen (8. 189 des allg. 
bürgl. G. B.), werben bei eigener Initiative in Legitimatlousfällen 
nicht fehl gehen. 


— 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Der Geſchftsbetrieb der Einmahnuug kaufmänuiſcher Forderungen unter 

Androhung der Verüffeutlichung der Ramen der Schuldner iſt kein Be⸗ 

fugniß des Gewerbes des Handels Agenten, ſondern unterliegt den Be- 
stimmungen über die Conceſſion zu Privatgeſchaftsvermittlungen. 


Heinrich O. ſchritt im Jahre 1867 bei der Statthalterei in W. 


verſtorbenen ate bezw feiner hereditem gerichtet nen ge 
würde, daß er außer Gerichte geſtanden habe, 
zu fein, ober dehen Mutior aten, ver aebkli 
soil zu Halen, dec moglich 

„ Wehanmelld daun, man die aotio auf Anestirung del anchellgen 
Baterfchaft ſehr wohl allein, une daß had Bryeheen au) Altmentation damit 
Waknüplt If, angeben, Inge, System dog oſkecc, Privatrechts, Bd. II. Seite 
#72 an aa 


mag sine Io paz aufgelaudte Stege, namlich die, os ſich sine 
omelnde, ohne 1 nie Mcriten erreridul aeinenen It, das Fweimatleeht 
nee ogliimerten Anden gegen ſich gefallen (aſſen maſſe aber mit anderen 
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Umſtänden hochſtens als Beweis gegen eine Gememde, welche die Anerkennung 
eines Heimathrechtes verweigert, benütl werben. 


sonädentia‘ in W. ertheilt werde. Diefe Agentie ſolle eine Filiale 
der in Amſterdam und Koln beſtehenden gleichen Namens ſein und 
den Zweck haben, ſaumige Schuldner in der Art zur Begleichung 


ihrer Schulden zu nöthigen. daß die Namen derſelben in periodiſch 


erſcheinenden Liften, welche den Abonnenten d. i. den Handels⸗ und 
Geſchäftsleuten, die an die Agentie ein Jahreshonorar von 12 fl. 
zahlen, zugefertigt werden, durch den Druck veröffentlicht werden. Die 
Statthalterei W. verweigerte nach dem Gutachten des Magiſtrates W. 
und der Handelskammer W. die erbetene Conceſſion, weil die Platz⸗ 
verhältniſſe ein ſolches Unternehmen weder nothwendig noch wünſchens⸗ 
werth machen. Erwähneuswerth iſt, daß der Magſſtrat W. hervorhob, 
daß ein Inſtitut, wie das projeclirte, Gelegenheit zur Erpreſfung 
biete, deu Credit von dritten, an ſich reellen Geſchäftsleuten untergraben 
könne, Anlaß gebe zu Vexatiouen von Concurreuten und daher vom 
Staate nicht in die Exiſtenz gerufen werden ſolle. Die Handelskammer 
charakterifirte das fragliche Unternehmen als ein ſolches, welches aus 
der Vermittlung zwiſchen Gläubiger und Schuldner ein Geſchüft 
machen wolle und auf Erwerb und Gewinn berechnet fei. Sie ſprach 
ſich daher für die Verweigerung der Coneeſfion aus und betonte dle 
Gefahr, welche darin liege, daß ein Dritter, der Leiter der Agentie, 
welcher nur auf den Vortheil feines Juſtitutes ealculire, beurtheile, 
ob die Veröffentlichung des Namens eines kaufmäunlſchen Schuldners 
zu geſchehen habe oder nicht. Uebrigens liege in der eigenen Vigilanz 
des Kaufmanns der beſte Schutz gegen übelwollende Schuldner. Und 
wenn die Veroffentlichung des Namens wirkſam fei, fo könne ja der 


bedrohte kaufmänniſche Glaubiger ſelbſt zu dieſem Mittel greifen. Eine 


Minorität in der Handelskammer jedoch begutachtete die Opportunität 
der Conceſſionsverleihung der „mutua confidentia,“ welche in 
Rheinpreußen ſo gute Erfolge aufzuweiſen habe. Da nach dem vorge⸗ 
legten Reglement eine Namensveröffentlichung erſt nach zweimaliger 
Aufforderung an den Schuldner zu zahlen, erfolge, fo könne der Be⸗ 
troffene, dem ja die Rechtfertigung frei ſtehe, zeitig genug ſich vor 
Schaden bewahren. Das avertissernent fel dageweſen. Auch das fei 
zu berückſichtigen, daß ein kanfmännlſcher Gläubiger nur im äußerſten 
Falle zu fo draſtiſchen Mitteln die Aufl ergreife. Die in Rede 
befangene Agentie erſcheine deshalb gut, weil die Geſchäſtswelt die 
„bedenklichen“ Kunden erfahre und vor Schaden bewahrt bleibe. End⸗ 
lich glaubte die Minorität, daß die „mutua confidentia‘' gar keiner 
Eonceffion nach der Gewerbe-Ordnung bedürfe, da derartige Unterneh⸗ 
mungen nicht als couceſflonirte Gewerbe aufgezählt ſeien. Endlich ſei 
auch das Vereins- oder Preßgeſetz nirgends berührt. Aus dleſen Grün⸗ 
den dürfe ſich die „mutua confidentia“ unbehindert bilden. 

Die Statthalterei pflichtete jedoch den Anſchauungen der Majorität 
der Handelskammer und des Magiftrated bei und verweigerte dem 
Heinrich O. die Conceſſion zur Errſchtung der „mutua confidentia.“ 

Bei dieſer Lage der Dinge ſchritt Heinrich O, um Zulaſſung 
zum Betriebe einer „allgemeinen Handels-Agentje“ (8. 50, Minen 2 
der Gewerbe⸗Ordnung) ein und erlangte dieſelbe, wurde auch mit einer 
Erwerbſlener per 52 fl. 50 kr. belegt. 

Heinrich O. aber betrieb jetzt unter dem Deckmantel der „allge⸗ 
meinen Handels ⸗Agentie“ Geſchäfte der „mntua confidentia.“ In 
Folge deſſen wurde gegen ihn das politiſche Strafamt gehandelt und 
er im Grunde der Miniſterlal⸗Verordnung vom 30. September 1857, 
R. G. B. Nr. 198, zu einer Geldbuße von 50 fl. verurtheilt und 
der Geſchäftsbetrieb der „wutua confideptia“ durch ausdrückliches 
Verbot der Betreibung ſiſtirt. 

Gegen dieſes politiſche Straferkenntniß recurrirte Heinrich O. 
durch folgende Darſtellung: „Die Geſchäſte der „mutua confidentia““ 
ſeieu Hilfsgeſchüfte des Handels und unter die allgemeine Handels- 
Agentie gehörig. Eine Coneeffion zu ſolchen Geſchöften ſei nicht er⸗ 
forderlich. Daher erſcheine fowohl die verhängte Strafe, als das Verbot 
der Unternehmung ungeſetzlich.“ Die Statthalteret wies diefen Recurs 
ab und erklärte eine weitere Recursbeſchwerde lals gegen zwei gleich⸗ 
lautende Entſcheidungen gerichtet) für unzuläſſig. 90 

Trotzdem ſetzte Heinrich O. den Betrieb der „mutua eonfidentia“ 
nach der unterſagten Richtung fort, jo daß das Markt - Commifjariat 
eine Anzeige darüber zu erftatten ſich genöthigt ſah. Da meldete Hein⸗ 
rich O. den Betrieb der Agentie der „wutus eonfidentia“ als „freies“ 
Gewerbe an und bat um Rückgabe der inzwiſchen mit Beſchlag belegten 
Bücher und Geſchäftsſchriften. Allein der Magiſtrat lehnte die Aus⸗ 
fertigung eines Gewerbeſcheines ab, weil der Zweck der „mutua con- 
fidentia“: „die Eintreibung von Privatſchulden“: in den Bereich 
der Privatagentie gehöre, dieſe aber kein Gewerbe der Gewerbe⸗ 
Ordnung fei. (Art. V lit f des Kundm.⸗Pat. zur Gewerbe⸗Ordnung 


und Miniſterial-Verordnung vom 28. Februar 1863, Z. 2306.) 
Gleichzeitig belegte der Magiftrat den Heinrich O. wegen ungeſetzlichen 
Fortbetriebes der „mutua eonfidentta“ mit einer Geldſtraſe von 100 fl. 

Heinrich O. recurrirte ſowohl wegen der Beſtrafung, als wegen 


des verweigerten Gewerbeſcheines. Jedoch die Statthalterei wies den 


Recurs nuch beiden Richtungen zurück. 

Darauf ergriff Heinrich O. den Miniſterial⸗Recurs und erhob 
das Petitum, „es wolle der Miuiſter des Innern den Betrieb der 
Geſchäfte der „mutua confidentia“ für ein freies Gewerbe aner⸗ 
kennen, er wolle dem Magiſtrate die Weiſung geben, daß es der 
Ausfertigung eines Gewerbeſcheines nicht bedürfe, weil Recurrent als 
Handels» Agent ohnehin zur Betreibung der Geſthäfte der „mutua 
confidentia“ berechtigt fei, endlich möge die Statthalteret ungewieſen 
werden, eventuell die Coneeſſiun wegen der Betreibuug der „mutua 
oonfidentia“ zu ertheilen.“ Der Recurrent motinirte ſeinen Mecurg 
u. A. wie nachſteht? Der Handels⸗Agent habe urſprünglich nur den 
Beruf gehabt, Beſtellungen oder Ankäufe zu vermitteln, allein nach 
der jegigen Entwicklung des kaufmänniſchen Lebens, jo wie nach öjtere 
reichiſchem Handelsrechte gehöre zur Aufgabe der Handelt- Agenten 
auch der Abſchluß von Geichäften, die Einmahnung, fo wie die 
Einkaſfirung von Forderungen. Es ſei auch durch Artikel 49 des 
Handels ⸗Geſetzes vom Johre 1862 leutgegen den Beſtimmungen 
des §. 10 der früher geltenden Miuiſterinl⸗ Verordnung vom 3. No⸗ 
vember 1852, R. G. B. Nr. 220) den Handels⸗Agenten die Befugniß 
eingeräumt, den Kaufpreis aus den von ihnen abgeſchloſſenen Verkäufen 
einzuziehen, woraus folge, daß fie auch zur „Einmahnung“ berechtigt 
ſeien. Die „mutua oonfidentia“ ſel nichts Anderes, als Einmahnung 
kaufmänniſcher Forderungen, allerdings mit der Drohung der Namens- 
veröffentlichung für Zahlungsſäumige verbunden. Zu betonen komme, 
daß die „mutua confidentia“ nur für Kauflente einmahne, alfo 
elner Privatagentie nicht gleichgeſtellt werden könne. Uebrigens beſtehe 
die „mutua eonfidentia“ in allen großen Städten Europa's, und 
zwar als einfacher, keiner polizeilichen Genehmigung bedürftiger Ge 
werbebetrleb. Selbſt in W. beſtehe eine Unternehmung, welche unter 
der Firma: „providenee commercielle“ in der Form eines Vereines 
biefelben Geſchäfte betreibe, welche die „mutua confidentia“ betreiben 
wolle. Wos einem Vereine gegen einfache Anmeldung zu thun erlaubt 
ſei, müſſe auch dem Prſpaten geftattet ſein.“) Eublich billige die 
Kauſmanuswelt derartige Unternehmungen im hohen Manfie, 

Der Miniſter des Innern Jedoch hat laut Erlaſſes vom 24. 
October 1869, Z. 14212, dem Recursbegehren des Handels-Agenten 
Heinrich O. um die Geſtattung des Gefchäftsbetriebes der „mutun 
eonfidentia“ als eines freien Gewerbes keine Folge gegeben und 
in Betreff des alternatin geſtellten Begehrens um die Ertheilung der 
Conceſſton zur Errichtung einer Privatagentie in W. unter dem Namen 
„musun confidentia“ zur Herelnbrlugung kaufmänniſcher Forderungen 
ebenmaßig die Statthalterei⸗Entſcheidung als in den über die Aus⸗ 
Übung der Privatagentie beſtehenden Vorſchriften begründet anerkannt 
und aufrecht erhalten. R. 


Beſtrafung der Verweigerung der Affigſrung einer Kundmachung Seſteus 
des Gemeinvevorſtehers. 


Zur Durchführung der Verordnung des Ministers für Cultus 
und Unterricht vom 10. Februar 1869, R. G. B. Nr. 19, betreffend 
die Schulaufſicht, hatte der Statthalter von Tyrol unterm 20. Februar 
1869, 3. 371, an ſämmtliche Bezirkshauptmänner die entſprechenden 
Weſfungen erlaſſen, insbeſondere auch die angemeſſene „Verlautbarung“ 
des Ueberganges der Schulbezirksaufſicht befohlen. Der Gemeindevor⸗ 
ſteher in K., welcher dle gedruckte Kundmachung des Bezirkshaupt⸗ 
mannes von M.: „daß der Wirkungskreis der geiſtlichen Schul⸗ 
diſtrietsaufſeher, inſofern er nicht den Religiousunterricht und die 
Religlonsübungen betreffe, vom 1. März 1869 an auf die Bezirks⸗ 
behörde überzugehen haben, erhalten hatte, verweigerte die Affigfrung 
und retaurnirte die Kundmachung. 

Der Bezirkshauptmann von M. leltete in Folge deſſen die poli⸗ 
tiſche Strafverhandlung gegen den Gemeindevorſteher in K. ein und 
verurthellte denfelben in Erwägung, daß die oberſte Aufſicht und Lei⸗ 
tung über das geſammte Unterrichks⸗ und Erziehungsweſen dem Staate 


) Die „providence commercielle“ iſt wenigstens ihrer Form nach erne 
Geſelſſchaft, Verein, von Kaufleuten zum wechſelſeitigen Schütze gegen Mißbrauch 
des Eredits und zur Einkrelbung fälliger Forderungen von ſcumigen Aahlern 
burch Anwendung moraliſchen Drucks. Das Unternehmen des Heinrich O. it 
als ein Privasunternehmen auf Erwerb und Gewinn berechnet. A. d. G. 
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zukomme und die Kundmachung der Geſetze und Verordnungen nach 
den Artikeln 10, 11 des Stantsgrunngefekes vom 21. December 1867, 
N. G. Bl. Nr. 145, ein Art der Staatsgewalt fei, in Erwägung, 
daß es ſich ſonach um ein Geſchäft des übertragenen Wirkungskreiſes 
handele, welches der Gemeindeporſteher in der durch das Geſetz oder 
die Behörde vorgezeichneten Weſſe bei Verantwortlichkeit gegenüber der 
Regierung (88. 56. 59 der Tyroler Gemeinde. Orduung) zu rollziehen 
habe, — unter Bezugnahme auf §. 95 der Tyroler Gemeinde⸗Ordnung 
zu 20 Gulden Geldſtrafe. Gleichzeitig wurde die Affigirung der 
Kundmachung durch die k. k. Gendarmerie veranlaßt. Die Statt⸗ 
halterei beſtätigte in merito die Entfcheidung der Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaft. Der Gemeindevorſteher von K. ergriff den Minſſterialrecurs 
und machte geltend, daß die Miniſterjal⸗Verordnung wegen der Schul 
aufſicht verfaſfungswidrig fei, und daß er unter der Herrſchaft des 
Concordats den Gemeindevorſtehereid abgeleiſtet habe, deshalb vers 
pflichtet ſei, ſich den Ausſprüchen des Biſchofes und des Papſtes zu 
fügen. Die Kundgebungen der Kirchenfürſten feien in dem Sinne, 
wie er gehandelt habe. 

Das k k. Miniſterſum des Innern jedoch wies mit Erlaß vom 
13. Juli 1869, 3. 10440, den Recurs des Gemeiudevorſtehers von 
K. zurück, und bemerkte, daß es wohl felbftverftändlich fei, daß gegen 
den Recurrenten im Wiederholungsfalle nach den Beſtimmungen der 
Alinea 2 des 8. 95 der Gemeinde⸗Ordnung *) vorgegangen werden 
müſſe. Il, 


Gerichtliche oder notaxiehe Beurkundung von Beſchlüſſen der Geuergl⸗ 
verjammlung einer Metſengeſellſchaft im Sinne des Art. 214 des Hanvels⸗ 
Geſetzhuches. 

Bei der Generalverſammlung der Actionäre der Zuckerfabrik ⸗ 
Aetlengeſellſchaft in U. wurden Statuteuänderungen berathen und 
beſchloſſen. Der Beſchluß entbehrte der iim Art. 214 des Handels⸗ 
Geſetzbuches **) vorgeſchriebenen notariellen oder gerichtlichen Beurkun⸗ 
dung. Um diefem Mangel abzuhelfen, hatten der Vorſteher und der 
Verwalter der Zuckerfabrik die beſchloſſenen Statutenänderungen made 
träglich beim Bezirksgerichte zu Protokoll gegeben, Die beſchloſſenen 
Statutenänderungen wurden von der Geſellſchaft der Statthalterei 
wegen Genehmigung unterbreitet, und dieſe legte fie dem Miniſterium 
des Innern vor. Dieſes (26. December 1869, Z. 18032) erklärte 
die veränderten Statuten aus dem Grunde, weil die gerichtliche oder 
notarielle Beurkundung abgehe, zur Genehmigung nicht geelguet. 
Denn es lönne, jagt das Miniſterium, die nachträgliche Protokoll⸗ 
erklärung jenen Mangel nicht erſetzen, da der Notar oder Gerichts⸗ 
beamte, welcher den Beſchluß der ctionäre beurkunden ſoll, bei der 
Schlußfaſſung ſelbſt, alſo bei der Generalverfammlung, in feiner 
amtlichen Eigenfchaft zugegen geweſen fein mäſſe. Bg. 


Recht zur Präſen tation, beziehnugsweiſe Wahl und Vorſchlag der Untere 
lehrer au Vollsſchulen. (8. 29% pol. Schulverf, Miniſterial⸗Verordnung, 
vom 30. Innner 1868, Z. 13.208.) 

An der Pfarrſchule zu St. fungirt gegenwärtig, nachdem ber 
Schullehrer wegen Kränklichkeit ſeit dem Jahre 1864 vam Schuldlenſte 


dispenſirt iſt, ein Schulpropiſor und ein Unterlehrer. Da der letztere 


inzwiſchen nach W. verſetzt worden, wollte der Schulausſchuß den neuen 
Unterlehrer wahlen. Die k. k. Bezirkshauptmannſchaft ſiſtirte aber die 
Vornahme der Wahl und es wurde von der Schuldiſtriktsaufſicht im 
Einvernehmen mit dem Schulpropiſor der N. N. zum Unterlehrer 
beſtellt. Gegen dieſe Siſtirung brachte der Schulausſchuß eine Vor⸗ 
ſteltung ein, worüber die Bezirkshauptmannſchaft dahin entſchied, das 
Recht zur Beſtellung des Unterlehrers ſtehe dem eigentlichen Pfarr⸗ 
ſchullehrer (nicht dem Proviſor) zu, indem der erſtere den größten 
Geldantheil zur Erhaltung des Unterlehrers beitrage. Auf dieſes hin 
erwirkte der Schulausſchuß vom Pfarrſchullehrer die Vollmacht, den 


*) Alinea 2 des $. 95 der Taroler Gemeinde⸗Orduung vom 9. Jänner 
1866 lautet: 


tragen. 
) Artikel 214: „Jeder Beſchluß der Generalverſammiung, melcher eine 


Abänderung der Beftinmungen des Geſellſchaftsvertrages zum Gepenjlande hat, 
bedarf zu feiner Giftigkeit der notariellen ober gerichtlichen Bekundung. 


Unterlehrer zu beſtellen und brachte den Recurs gegen die beiden Ent⸗ 
scheidungen der Bezirkshauptmannſchaft vor. 

Die k. k. Stotthalterei entfchier am 13. September 1868, daß 
dem Recurſe um fo weniger Folge gegeben werden könne, als im vor⸗ 
liegenden Falle der 8. 292 der politiſchen Schulverfaſſung maßgebend 
iſt, und im Sinne des Miniſterial⸗Erlaſſes vom 30. Jänner 1863, 
Z. 13.298, ein förmliches Prüſeutationsrecht bei Unterlehrern nicht 
anerkannt werden könne. — Neben diefer bei den k. k. Behörden lau⸗ 
fenden Verhandlung wurde eine ſolche bei den autonomen Organen 
eingeleitet, da der Schulausſchuß auch eine Entſcheidung des Bezirks⸗ 
ausſchuſſes anrief, ub ihm das Praſentationsrecht zuſtehe oder nicht. 
Der Bezirksausſchuß ſprach dieſes Recht dem Schulausſchuſſe zu, und 
zwar auf Grundlage einer Entſcheidung des Landesausſchuſſes, wonach 
die Beſtellung von Unterlehrern angeblich den Schulpräſentauten zuge⸗ 
ſprochen wurde. 

In der Entſcheidung, welche das k. k. Unterrichtsminiſterium 
unterm 18. April 1869, 3. 2678, über den dahin gelangten Recurs 
des Schulausſchuſſes gegen die Statthaltereiverfügung getroffen hat, 
wird bemerkt, es handle ſich um die Art und Weiſe der Beſtellung 
des Unterlehrers an der Schule zu St., wo gegenwärtig die Lehrer⸗ 
ſtelle von einem Schulproviſor verſehen wird. Wenn nun der Schul⸗ 
ausſchuß das Präſentatlonsrecht für ſich beanſpruche, fo ſei ein ſolcher 
Anſpruch ohne Begründung, da bezüglich der Unterlehrer ein Präſen⸗ 
tationsrecht in dem bezuͤglichen Landesgeſetze nicht begründet iſt, und 
da auch die vom Schulausſchuſſe angerufene Entſcheidung des Landes⸗ 
ausſchuſſes ein ſolches Praſentations recht nicht aufſtellt. In ſoweit 
daher die k. k. Statthalterei dem Schulausſchuſſe das von dieſem 
heanfpruchte Präfentationsrecht nicht zuerkanute, wird dieſer Ausſpruch 
beftätigt und die dagegen eingebrachte Beſchwerde abgewieſen. In ſoweit 
jedoch die Statthalterei⸗Entſcheſdung den Ausſpruch kuvolpſrt, daß Wahl 
und Vorſchlag in dem vorliegenden Falle dem Lehrer als Demjenigen 
zuſtehe, der den Gehalt des Unterlehrers bezahlt, fo kann dieſer Aus, 
ſpruch nicht aufrechterhalten werden, und es wird vielmehr Wahl 
und Vorſchlag im Sinne oberwähnten Miulſterial⸗Erlaſſes vom 
30. Jänner 1863 der Schulgemeinde zugeſprochen, indem das Schul 
einkommen zunächſt aus den Local⸗ und Gemelndemitteln fließt. 

(Ger. Ztg.) 


— —— 
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Rotzbach, J. 3. Geschichte der Geſellſchaft,. III, Theil. Die Mittelklaſſen in 
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Perſonglien 
nach dem amtlichen Theile der „Wiener Zeitung“. 
Se. Majeftät haben mit Allerhochſter Handſchreibung vom 15. Jänner 
% J, den Minifterpräfttenten und Minister für Landesperihetdigung und 
öffentliche Sicherheit Grafen Taaffe, den Leiter des Ackerbauminiſteriums 
Miniſter Grafen Potgeli und den Miniſſer ohne Portefeuille Pr. Berger 
über deren Anſuchen ihrer Aemter in Gnaben und unter Anerkennung ihrer 
mit treuer Hingebung geletſteten Dienfte enthoben, 

Se. Majeftät haben dem Vicenräfibenten der Finanz⸗Bandes⸗Direction in 
Böhmen Julius Schrökinger Ritter v. Neubenberg den Orden ber 
eiſernen Krone zweiter Claſſe verliehen. 

Se. Majeſſäl haben dem o, 8. Profeſſor am Miener Polytechnicum Dr. 
Molf Beer anläplitg feiner Berufung in den außerordentlichen Dienft des 
Minſſterlums für Cultus und Unterricht den Titel und Charakter eines 
Miniſterlalrathes verliehen, 

2 e, Majeſtät haben dem Intendanten Sr. Majeſtät des Kaiſers Ferbinand, 
Hofrathe Franz Geringer das Rikterkreuz des Leopolds⸗Ordens verliehen. 
Diajeftät haben dem k. und k. außerordentlichen Geſandten und 
bevollmöchligten Miniſter Adolph Freſheren v. Brenner ⸗Felſach bei der 
auf fein Anſuchen erfolgten Uebernahme in den zeitlichen Ruheſtand die a. h. 
Zuſriedenheit mit feiner pieljährigen und vorzüglichen Dienſtleiſtung ausgedrückt; 
ferner auf Grund eines Vorkrages des Reichskanzlers, Miuiſters des kaſſerlichen 
Hauſes und des Aeußern die Geſandiſchaf ttaches Geza o. Bernath und 
Bela v. Pechy zu Honorar⸗Legatjons⸗Secretären ernannt, 

Se. Maſeſtät haben in Anerkennung der verbienftlichen Lelſtungen bei 
Herstellung des monumentalen Brunnens an der Auguſtiner⸗Baſtej, dem k. J. 
Miniſterialrath Morſz Riller v. Löhr den Ausdruck der a, h. Bufciebenheit 
50 0 Innen, und dem k. k. Miniſtertal⸗ Ingenieur Franz Hutzler 
das goldene Verdienſtkreuh mit der Krone; dem k. I. Miniſtetial⸗Bau⸗Adfuncten 
Johann Bäumel, in Anerkennung ferner erſprleßlichen und erfrigen Dienſt. 
lelſſung bei der Stadterweiterung, das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone 
verliehen. 

Se. Majeſtät haben den Miniſterialſecretären im Miniſterium für Cultus 
und Unterricht Dr. Johann Kluß und Jofef Krumhaar den Titel und 
Charakter von Sectionskälhen verliehen 

Se, Mojejtät haben den Bezirkshauptmann Leopold Ritter Höffern 
„ Saalfeld zum Regierungsvathe extra statum bel der Landesreglerung 
m Krain ernannt. 

Se. Maſeſtal haben dem Miniſterjalſecretär Joſef Franz p. Patruban 
anlüßlich ſeiner Verſetzung in den Ruheſtand den Titel und Nang eines 
Secklonsralhes verliehen. 

Se. Majejtät haben dem Hof: und Minifterialfeeretäv im Miniſterium 
15 en Otto Löwenberg das Rikterkreuz des Franz⸗Joſeſs⸗Ordens 
verliehen. 

Se, Majeſtät haben dem Miniſterialſecretär der Miniſterrathspräſtdlal⸗ 
kanzlei Anton Klaps und dem Minillerialconeipillen im Miniſterjum für 
Landesvertheidigung und öffentliche Sicherheit Eduard Stummer das Ritler⸗ 
kreuz des Franz⸗Joſefs Ordens verliehen. * 

Der Finanzminiſter hat dem sämterabjuncten Leopold Kunz eine 
Hülfsämterdirectorſtelle im Finanzminiſterium verliehen. 


Erledigungen 
aus dem Amtsblatte der „Wiener Zeitunge. 

Proviſoriſche Secretärsſtelle bei der Bezirkshauptmannſchaft Hermagor In 
Kärnten, 600 fl. Gehalt, bis 28. Jänner (Amtsblatt Rr. 6). 

Bauabjunctenftelle beim ſtädkl. Bauamte in Saliburg, 800 fl. Gehalt, 
Wrrücuug in 900 fl. und 1000 fl., bis 15. Februar (Amksplatt Nr. 5). 

Anmtäofficialsftellen bel den Aollämtern in Böhmen mit 735 fl. 700 fl, 
850 fl, 600 fl. und 525 fl. Gehalt, Cautionsleiſtung, bis 29. Jänner (Amts 
blatt Nr. 5), 

Bezirkshauptmannsſtelle erfter, eventuell zweiter Claſſe in Krain (volle 
Kenntuiß der floveniſchen Sprache) bis 25. Jänner 1870 (Amtsblatt Nr. 12). 

Bier Bezirkshauptmannsſtellen im Innsbrucker Verwaltungsgebiete, bis 
31. Jänner 1870 (Amtsblalt Nr. 12). * 

Bezirkshaupfmannsſielle zmeiter Claffe in Villach, eventuell in einem 
anderen Amtsorke der Bezirkshaupkmannſchaften Kärntens, eventuell auch tin 
Hegierungscmaipiiiens oher Eamimimaruftelie oder Abtunctenſttüt. bis 4. Fehrmar 
1810. 
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Verlag von Dlorit Perles in Wien, Stadt, Spiegelgaſſe 17. 


